
Ständerat vermeidet einenAffront
Frauenvertretung Die kleine Kammer spricht sich für Geschlechterrichtwerte in

Führungsgremien aus. Nur gerade zwei Votantenwagen es, das Vorhaben imRat zu kritisieren.

AnnaWanner

Erstder vierteRednerwares, der
den Frauenstreik als Argument
für Geschlechterrichtwerte in
den Teppichetagen der hiesigen
Unternehmen anführte. «Am
FreitaggingeneinehalbeMillion
Personen auf die Strasse, um für
eine gleichberechtigte Stellung
derFrauen inderGesellschaft zu
kämpfen», sagte SP-Chef Chris-
tianLevrat. «DerStänderatmuss
nunsignalisieren,dass erdasZei-
chen verstanden hat.»

Dabei war weniger umstrit-
ten, dass Frauen in wichtigen
Wirtschaftspositionen unterver-
treten sindunddassdas freiwilli-
geBekenntnisderWirtschaft zur
Frauenförderung bisher wenig
gebrachthat.Umstrittenwar, für
welches Gremium die Zielwerte
gelten sollen. Während Bundes-
rat und Nationalrat solche Ziele
für alle Geschäftsleitungen und
Verwaltungsräte von grossen,
börsenkotierten Unternehmen
vorgeschlagen hatten, verlangte
dievorberatendeRechtskommis-
siondes Ständerats einen«Kom-
promiss»: Richtwerte sollen nur
für den Verwaltungsrat gelten,
nicht aber fürsManagement.

Bereitsdie
Minimallösung

Das sorgte für Aufregung. Denn
für viele Parlamentarier ist die
aktuelleVorlagedesAktienrechts
bereits ein Kompromiss oder die
Minimallösung. Bis tief in die
CVP ist dieAnsicht verbreitet, es
sei «fast peinlich», dieseDiskus-
sion überhaupt führen zu müs-
sen. «Die Richtwerte sind die
schwächstendermöglichenVor-
schläge», sagte der Freiburger
CVP-StänderatBeatVonlanthen.
Das hat mit der sanften Umset-
zung der Vorgaben zu tun:

— Die Richtwerte sind tief an-
gesetzt: JedesGeschlecht soll zu
zwanzig Prozent in der Ge-
schäftsleitung vertreten sein, zu
dreissig Prozent im Verwal-
tungsrat.

— Wer die Zielvorgaben ver-
fehlt, muss keine Sanktionen

fürchten, sondern nur erklären,
wiesodasZiel verfehltwurdeund
welche Massnahmen zu dessen
Erreichung getroffenwerden.

— DieVorlaufzeit fürdieUmset-
zung ist grosszügig angelegt:Der
Verwaltungsrat muss innerhalb
von fünf Jahren die Vorgaben er-
reichen,dieGeschäftsleitunghat
dafür sogar zehn Jahre Zeit.

— NurbörsenkotierteUnterneh-
menmit mehr als 450Mitarbei-
ternundeinemUmsatz vonüber
40 Millionen Franken sind be-
troffen (laut Bundesrat sind das
200 bis 250 Firmen).

Die Gegner zeigten argumenta-
tiveMühe.BeatRieder (CVP/VS)

versuchte, die Richterwahl vom
Morgen als Beweis ins Feld zu
führen, dass es auch ohne Quo-
ten ginge. Dabei war eine CVP-
Kandidatin gewählt worden.
Andrea Caroni (FDP/AR) zeigte
seine poetische Ader und trug
ein Gedicht vor, in dem er den
Kompromiss als freiheitlichere
Lösung bewarb. Das trug ihm
aber mehr Häme als Anerken-
nung ein. Anita Fetz (SP/BS)
sagtedazu, dasGedicht erinnere
sie an die «Blumensträusse, die
Männer ihren Frauen schenken,
wennsieein schlechtesGewissen
haben». Weitere Argumente
gegen die Richtwerte –weder im
Allgemeinen noch im Besonde-
ren –gabeskeine, obwohldievor-
beratende Kommission mit acht

zu sechsStimmendieRichtwerte
fürdieGeschäftsleitungausdem
Gesetz kippen wollte. Kein an-
derer Ständerat wagte es, das
Wort zu ergreifen. Ob es an den
13 Nationalrätinnen lag, die
auf den Zuschauerrängen die
Debatte genau verfolgten?

Jedenfalls schaffte es so die
einzigeFrau indervorberatenden
Kommission, CVP-Ständerätin
Anne Seydoux (JU), sich erfolg-
reich gegen den Angriff zu weh-
ren. Ob nun aus öffentlichem
Druck, der Folge des Frauen-
streiks oder aus Überzeugung
unterstützten 27 Ständerätinnen
und Ständeräte die Richtwerte
für beide Gremien. Nur gerade
13 Männer waren anderer Mei-
nung, darunter nebst FDP- und

SVP-Vertretern auch ein CVP-
Vertreter.DassMassnahmennö-
tig sind, war aus allen Voten zu
hören:HeuteseiendieFrauenge-
rade im Management unterver-
treten. Seit Jahren zeichne sich
keine Besserung ab. Wer Richt-
wertenur fürVerwaltungsräte for-
dere, sendedeshalb ein komplett
falschesZeichen, sagtenmehrere
Redner:Wesentliche Entscheide
würdenvonderGeschäftsleitung
ausgeführt, nicht vom Verwal-
tungsrat. CVP-Ständrat Konrad
Graber (LU) brachte auf den
Punkt,wasder«halbeSchritt» für
einSignal sende:«Dort,woesum
strategische Fragen geht, brau-
chenwir Frauen. Dort, wo es um
Arbeit geht,umsUmsetzen,brau-
chenwir sie nicht.»

«Es ist vorbei», sagt ein Lauber-Freund
Fifa-Affäre DerDruck aus demParlament auf den Bundesanwalt steigt.Michael Lauber

solle Vernunft zeigen und aufgeben, fordernNationalräte.

Zweimal, 2011 und 2015, wurde
Michael Lauber vonder Bundes-
versammlungblendendgewählt.
Er erhielt jeweils umdie 200der
246Stimmen. Jetztmussmangut
suchen, wenn man im Bundes-
haus jemanden finden will, der
ihn noch unterstützt. Ein Natio-
nalrat, derLauber langeals Ideal-
besetzung als Bundesanwalt be-
trachtete, sagte gestern: «Es ist
vorbei.» Er hoffe, dass Lauber
das einsehe.

Aber es gibt Zweifel, ob Lau-
ber die Lage richtig einschätzt.
Bereits seine Auftritte vor Parla-
mentariern im Mai haben viele
irritiert. So forderte der Bundes-
anwalt bei seiner Anhörung in
der Gerichtskommission, dass
dasParlament seineWiederwahl
nicht aufdenHerbst verschieben,
sondern für die Sommersession

terminieren solle. Obwohl die
Aufsichtsbehörde AB-BA wegen
Laubers ominösen Treffen mit
Fifa-Boss Gianni Infantino eine
Disziplinaruntersuchung ange-
kündigthatte.Undobwohl fürdie
Politiker klar war, dass Laubers
Wahlchancen unter diesen Um-
ständen schlecht standen.

Nichtwahlmöchte
mansichersparen

SeitMai sindLaubersAktienwei-
ter gesunken. Dass das Bundes-
strafgericht ihm soeben im Fifa-
Verfahrenskomplexeinkatastro-
phal schlechtes Arbeitszeugnis
ausgestellt hat, macht das Mass
für viele endgültig voll. Ein Bun-
desanwalt,dermit seinerArbeits-
weise, mit nichtprotokollierten
Geheimtreffen, ganze Verfahren
beschädigt, gilt als unhaltbar.

Claude Nicati, einst stellvertre-
tenderBundesanwalt, nanntedas
amWestschweizerRadio«Dilet-
tantismus». Das dürfe in einer
Behörde, diedenBürgernUnpar-
teilichkeit garantieren müsse,
nicht passieren. Viele hoffen,
dass Lauber den Institutionen,
auch der Bundesanwaltschaft,
einenDienst erweist und freiwil-
lig abtritt. Die erneute Nicht-
wiederwahl einesBundesanwalts
möchteman sich ersparen.

«Es täte der Bundesanwalt-
schaft gut», sagt der Tessiner
CVP-NationalratMarcoRomano,
«wenn Lauber jetzt Vernunft
zeigt.» Er müsse seine Kandida-
tur zurückziehen. Es bringe
nichts, sagt Romano, wenn Lau-
ber jetzt noch für seine Wieder-
wahl lobbyiere. Denn das tut der
Bundesanwalt. Er hat, wie von

Politikern zu vernehmen ist, für
die Septembersession bereits
Treffen mit Gruppen von Parla-
mentariern vereinbart. Er lobby-
iert noch immer aktiv für seine
Wiederwahl.

Drei Punkte führt Marco
RomanoalsBegründungan,war-
um Lauber gehen sollte: erstens
«mangelnde Resultate». Dann

«das Verhalten des Bundes-
anwalts».DassLauber erkläre, er
erinnere sich nicht an eines der
Treffen mit Fifa-Boss Infantino,
sei unverzeihlich. «Der Satz ‹Ich
erinneremichnicht› gehörtnicht
in das Vokabular eines Bundes-
anwalts», sagtRomano.Seindrit-
terKritikpunkt ist dieReform,die
derBundesanwalt durchgezogen
hat.DieTessiner Filiale derBun-
desanwaltschaft, die lokale
Struktur, sei dabei praktisch aus-
radiertworden.Die paar verblei-
bendenLeutemüssten jedenoch
so kleine Amtshandlung von der
Zentrale genehmigen lassen:
«Jede Kleinigkeit muss über
Bern.» Den Kampf gegen die
Mafia behindere der Bundes-
anwaltdamitaufsSchwerste, sagt
Romano.«DieMafia,die ’Ndran-
gheta, bekämpftman lokal.»Die

italienischen Anti-Mafia-Behör-
denbeklagten sichbitter, dassdie
früher effiziente Zusammen-
arbeit nicht mehr möglich sei.
Das sei verheerend. «Denn vom
KampfgegendieMafiaverstehen
die Italiener etwas», sagt
Romano.

Stellvertreter
wiedergewählt

Mit je 207 Stimmen hat die Bun-
desversammlung gestern Lau-
bers zwei Stellvertreter im Amt
bestätigt.DerEntscheidüberdie
Wiederwahl des Bundesanwalts
ist für September vorgesehen.
Nächstens gibt die Aufsichts-
behörde bekannt, wer das Diszi-
plinarverfahren gegen Lauber
durchführt.

Henry Habegger

Mehrere Nationalrätinnen verfolgten die Debatte im Ständerat auf den Zuschauerrängen. Bild: Peter Klaunzer/Keystone (Bern, 19. Juni 2019)
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Endlich auf Kurs
beimAktienrecht

Modernisierung Mit der Revi-
sion des Aktienrechts werden
nicht nur Geschlechterrichtwer-
te in Führungsgremien einge-
führt. Gleichzeitig geht es unter
anderem auch darum, die Ab-
zocker-Initiative auf Gesetzes-
ebeneumzusetzen.Bisher gibt es
erst Verordnungsbestimmungen
dazu.AufGesetzesebenewerden
nuneinigePräzisierungenvorge-
nommen.

So werden etwa Entschädi-
gungen für Konkurrenzverbote
eingeschränkt, damit dasVerbot
goldener Fallschirme nicht über
solche umgangen werden kann.
Im Wesentlichen werden indes
die geltenden Verordnungs-
bestimmungen insGesetz aufge-
nommen. Dabei blieb der
Ständerat grundsätzlich auf dem
Kurs des Nationalrates. So will
auch die kleine Kammer Unter-
nehmennicht dazu verpflichten,
im Vergütungsbericht Zuwen-
dungen an politische Akteure
anzugeben. Gutgeheissen hat
der Ständerat hingegen eine
Regelung zur Bekämpfung der
Korruption im Rohstoffsektor:
Grosse börsenkotierte Unter-
nehmen, die in der Rohstoff-
förderung tätig sind, sollen ei-
nen jährlichen Bericht über ihre
Zahlungen an staatliche Stellen
verfassenmüssen.

Im grössten Teil der 220 Sei-
ten umfassenden Gesetzesrevi-
siongeht esumeineModernisie-
rungdesAktienrechts.Dazuzählt
die Liberalisierung der Grün-
dungs- und Kapitalbestimmun-
gen. Anders als der Nationalrat
will der Ständerat allerdings an
der geltenden Pflicht zur öffent-
lichen Beurkundung bei Grün-
dungen festhalten. Ausserdem
will er nicht, dass Aktienkapital
auch in der für die Geschäfts-
tätigkeit wesentlichen ausländi-
schen Währung zulässig ist und
dassdieGeneralversammlung im
Ausland durchgeführt werden
kann. (sda)
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